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Zurück zur

Ordnungspolitik

„Chanchengleichheit
V O N F R I E D E R I K E W E L T E R

Papst Franziskus fordert die Politik in sei-
ner Enzyklika „Fratelli Tutti“ auf, nicht auf
das Ziel einer Gesellschaftsorganisation zu
verzichten, „die es jeder Person ermög-
licht, sich mit ihren Fähigkeiten und Ini-
tiativen einzubringen“. Genau auf diesem
Prinzip baut auch die Mittelstandspolitik
in einer sozialen Marktwirtschaft auf: Der
Staat soll nach Ludwig Erhard nicht un-
mittelbar in die Wirtschaft eingreifen –
außer die Wirtschaft bedarf aufgrund einer
besonderen Situation der Unterstützung.
Eine solche besondere Situation lag zwei-
fellos in den vergangenen Monaten vor:
Corona brach ab März 2020 mit voller
Wucht über unsere Gesellschaft und Wirt-
schaft herein. Es bedurfte daher einer Kri-
senpolitik, die sowohl das Ausmaß der ge-
sellschaftlichen Schäden begrenzte als
auch die jeweilige akute Betroffenheit der
Selbstständigen und Unternehmen abmil-
derte. Letzteren gelang es häufig trotz
eigener Anstrengungen nicht, alleine wirt-
schaftlich wieder auf die Beine zu kommen.
Angesichts sinkender Inzidenzzahlen und
des zunehmenden Impffortschritts sollte
die Mittelstandspolitik nun jedoch wieder
den ordnungspolitischen Ansatz in den
Vordergrund stellen. Schließlich sind zu-
verlässige Rahmenbedingungen für die
Stärkung der Wettbewerbs- und Innova-
tionsfähigkeit von mittelständischen
Unternehmen und die Bewältigung der an-
stehenden Herausforderungen, wie bei-
spielsweise dem Klimawandel entgegen-
zuwirken, deutlich hilfreicher als dauer-
hafte sektorale und betriebsbezogene
Unterstützungsleistungen. Dies unterstrei-
chen auch die Führungskräfte von mittel-
ständischen Unternehmen in unseren re-
gelmäßigen Befragungen für das Zukunfts-
panel Mittelstand.

Mittelstandspolitik mit
„Fratelli tutti“

Das im Sommer 2020 aufgelegte Kon-
junktur- und Zukunftspaket der Bundesre-
gierung ist in Teilen bereits auf eine nach-
haltige und auf Erneuerung aufbauende
Wirtschaftsentwicklung ausgerichtet und
unterstützt grundsätzlich eine verbesserte
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen.
Wichtig wäre es jetzt aber auch, die
Selbstständigen und Unternehmen ver-
stärkt von bürokratischen Pflichten zu
entlasten, damit diese ihre Ressourcen für
die strategische Neuorientierung nutzen
können. Dagegen sollte die weitere Stüt-
zung von ohnehin angeschlagenen Unter-
nehmen hinterfragt werden, deren Zu-
kunftsperspektiven aufgrund des Struktur-
wandels schon vor der Pandemie schwierig
gewesen sind. Anderenfalls läuft die Mit-
telstandspolitik Gefahr, hohe Summen an
Unternehmen zu geben, die langfristig
doch aus dem Markt ausscheiden.
Zudem wird der Wettbewerb zulasten von
zukunftsfähigen Neugründungen mit inno-
vativen Fähigkeiten und Initiativen ver-
zerrt. Wichtig sind aber auch hier Rah-
menbedingungen, die Selbstständigen ge-
gebenenfalls einen schnellen Neustart er-
möglichen.

Die Autorin ist Präsidentin des Insti-
tuts für Mittelstandsforschung Bonn.
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Die Kolumne erscheint in Koopera-
tion mit der Katholischen Sozialwis-
senschaftlichen Zentralstelle.
ist illusorisch“
Georg Cremer war lange
Jahre Generalsekretär des
Deutschen
Caritasverbandes.
Im Interview erläutert er,

Wenn wir über soziale Gerechtigkeit spre-
chen, ist Chancengerechtigkeit ein zentra-
les Element. Aber was meinen wir genau
damit? In einem engen Verständnis bedeu-
tet dies nur, dass jeder Zugang zu Ausbil-
dungsstellen, Arbeitsstellen oder gesell-
schaftlichen Positionen haben sollte, wie

Ganz offensichtlich ja. In der bürgerlichen
Mitte gibt es Abstiegsängste. Eltern be-
fürchten, die Kinder könnten ihren gesell-
schaftlichen Status nicht halten. Bei Bil-
dung führen wir eine doppelte Entwer-
tungsdebatte. Dabei ist die eine These: mit
der Öffnung für alle sinkt die Qualität. Das

eher dazu gebracht werden, sich selbst zu
helfen?
Der Befähigungsansatz ist keine Kampfan-
sage an die Umverteilung, die wir in unse-
rem Sozialsystem praktizieren. Mich stört
allerdings, dass inzwischen jedes Problem
zu einem Verteilungsproblem erklärt wird.
warum der Sozialstaat
stärker die Menschen
selbst aktivieren muss
VON HEINRICH WULLHORST

Herr Cremer, In Ihrem aktuellen Buch
“Sozial ist, was stark macht“, fordern Sie
für Deutschland eine Politik der Befähi-
gung. Was bedeutet das genau?
Meine Überlegungen beruhen auf dem Be-
fähigungsansatz von Amartya Sen. Der in-
disch-amerikanische Ökonom hat ein Kon-
zept zur Erfassung der individuellen und
gesellschaftlichen Wohlfahrt entwickelt.
Bei der Beurteilung der sozialen Lage von
Menschen geht es zentral um ihre Verwirk-
lichungschancen. Dieser Ansatz stellt auf
die Verantwortung der Gesellschaft ab,
Menschen dabei zu unterstützen, ihre
Potenziale zu entfalten. In dem Maße, wie
Menschen Verwirklichungschancen haben,
tragen sie auch Verantwortung.

Hat das etwas mit der Katholischen So-
ziallehre zu tun?
Dieser Ansatz ist gut anschlussfähig an die
Katholische Soziallehre, die mit dem Subsi-
diaritätsprinzip schließlich ebenfalls per-
sönliche Verantwortung des Einzelnen be-
tont. Ich halte es für eine verfehlte Entwick-
lung der Sozialstaatsdebatte, persönliche
Verantwortung in die Nähe eines neolibera-
len Konzepts zu rücken.

Sie vertreten die These: Es gibt keine so-
ziale Gerechtigkeit ohne Befähigungsge-
rechtigkeit. Wie kann diese hergestellt
werden?
dies den Fähigkeiten entspricht, die er oder
sie entwickeln konnte. Es darf somit nicht
diskriminiert werden. Damit allein springen
wir aber zu kurz. Kinder werden in sehr
unterschiedliche Situationen hineingebo-
ren. Wir müssen uns somit darum küm-
mern, wie Menschen überhaupt in die Lage
versetzt werden, Leistungspotenziale ent-
wickeln zu können. An diesem Punkt läuft
in unserem Bildungssystem einiges schief.

Müssen wir eher bei der Bildung oder bei
den sozialen Umständen ansetzen?
Chancengleichheit ist illusorisch. In einer
freien Gesellschaft kann man es bildungs-
bürgerlichen Eltern nicht verdenken, dass
sie alles in ihrer Macht Stehende tun, um
ihre Kinder zu fördern. Aber man muss sich
dennoch mit dem Status quo nicht zufrie-
dengeben. Ein Fünftel der Jugendlichen in
Deutschland kann am Ende ihrer Schul-
pflichtzeit nicht vernünftig lesen. Es gibt
Länder, in denen Kinder aus belasteten Mi-
lieus mit besseren Leseergebnissen aufwar-
ten als bei uns. Dies zu erreichen, sollte
auch unser Ziel sein. Deshalb müssen wir
Schulen in sozialen Brennpunkten deutlich
besser ausstatten, mit Sozialarbeitern, För-
derlehrerinnen und individuellem Unter-
richt. Das ist ein Akt ausgleichender Ge-
rechtigkeit und zugleich der ökonomischen
Vernunft. Im Blick auf unsere demographi-
sche Situation und den Herausforderungen
des Rentensystems ist es völlig inakzepta-
bel, wenn ein Fünftel der Kinder die Vo-
raussetzungen für eine qualifizierte Ausbil-
dung nicht erreicht.

Gibt es in der Bürgerlichen Mitte die
Angst vor dem Abstieg der eigenen Kin-
der durch Nivellierung im Bildungssys-
tem?
lässt sich mit Beispielen aus einigen ande-
ren Ländern widerlegen. Förderung für alle
und Spitzenleistungen sind kein Wider-
spruch. Die weitere Entwertungsdebatte ist
schwerer zu entkräften. Noch vor drei Ge-
nerationen war ein Hochschulstudium et-
was Elitäres. Heute ist es etwas Normales.
Deshalb können mit ihm nicht mehr Spit-
zenpositionen für alle Hochschulabsolven-
ten verbunden sein.

Kann unser auf den ersten Blick gut auf-
gestellter Sozialstaat noch wirksamer
werden?

Das kann er. Wir haben ein umfangreiches
Netz an Hilfeangeboten, die oftmals mit
einem Rechtsanspruch verbunden sind.
Aber haben wir zugleich ein Präventionsdi-
lemma. Die Leistungen der Familienhilfe
erreichen oft Familien in der Mitte, aber zu
selten Familien am unteren Rand der Ge-
sellschaft. So nehmen gut ausgebildete
Frauen Unterstützungsangebote der Heb-
ammen nach der Geburt viel häufiger in An-
spruch als Frauen mit einem niedrigeren
Bildungslevel. Deshalb muss der Staat ver-
suchen, die Menschen dort zu erreichen, wo
sie ohnehin in Kontakt zum Sozialstaat tre-
ten. So wäre der Einsatz von Sozialarbeite-
rinnen in Kinderarztpraxen in sozialen
Brennpunkten hoch wirksam, das scheitert
allerdings an der fehlenden Kostenüber-
nahme durch die Krankenkassen. Auch die
Kommunen sehen das nicht als ihre Aufga-
be an. So verpassen wir kostengünstige In-
novationsmöglichkeiten bei der Prävention.

Ist Umverteilung der richtige politische
Weg, oder müssen die Menschen nicht
Dabei gibt es Fragen der Gerechtigkeit, die
sich stellen, bevor der umverteilende So-
zialstaat tätig wird. Dazu gehört gute Bil-
dung. Politisch wird ja oft die Erhöhung der
Erbschaftssteuer und die Wiedereinfüh-
rung der Vermögenssteuer gefordert. Ich
habe nichts gegen eine höhere Erbschafts-
steuer. Der resultierende Effekt wäre im
Verhältnis zu unserem Sozialbudget aller-
dings sehr gering. Man darf nicht so tun, als
würden höhere Steuern dazu führen, dass
wir alle sozialpolitischen Wünsche erfüllen
können. Große sozialpolitische Vorhaben
zahlt nun einmal die Mitte der Gesellschaft,
alles andere ist Illusion. Diese Mitte fordert
zwar immer wieder die Ausweitung des So-
zialstaats, will aber gleichzeitig eine Entlas-
tung von Steuern und Sozialabgaben. Das
schaffen nur Politiker, die zaubern können.

Brauchen wir große Visionen oder wirk-
same Schritte?
Wichtig sind politische Schritte, die die
Welt ein Stück gerechter machen. Wir
können nicht den heutigen Sozialstaat
durch eine glühende Vision ersetzen, bei-
spielsweise durch ein bedingungsloses
Grundeinkommen. Wir müssen vielmehr
mit konkreten Reformschritten den Sozial-
staat verbessern und insbesondere seine
Wirksamkeit steigern. Das kann in der
Summe durchaus einen Unterschied in der
Lebenslage von Menschen machen. Ich wä-
re schon sehr zufrieden, wenn es uns in den
kommenden zehn Jahren gelingen würde,
den engen Zusammenhang zwischen sozia-
ler Herkunft und Bildungserfolg deutlich zu
lockern. Wenn wir unseren Sozialstaat be-
fähigender und präventiver ausrichten
könnten, wäre mir das Vision genug.


